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Art. 17d Untauglichkeit zur Nachtarbeit

Allgemeines
Der Schutz der Arbeitnehmer und der Arbeitneh-
merinnen kann so weit gehen, dass eine Beschäf-
tigung in der Nacht aus gesundheitlichen Grün-
den nicht mehr angezeigt ist oder verboten wird. 
Wenn eine gesundheitliche Beeinträchtigung den 
Einsatz in der Nacht nicht mehr erlaubt, so ist der 
Arbeitgeber verpfl ichtet, die betroffenen Arbeit-
nehmer und Arbeitnehmerinnen nach Möglich-
keit in eine ihnen angemessene Tagesarbeit zu 
versetzen. Eine Verpfl ichtung zur Weiterbeschäf-
tigung, wenn keine ähnliche Tagesarbeit angebo-
ten werden kann, besteht im Arbeitsgesetz nicht, 
allerdings darf sich der Arbeitgeber den Entscheid 
auch nicht zu einfach machen. Er muss unter Ein-
bezug aller betrieblicher Möglichkeiten prüfen, 
ob eine Versetzung zu Tagesarbeit möglich ist. Die 
Konsequenzen aus einem Verbot für Nachtarbeit 
(möglicher Arbeitsverlust, Zuteilung einer ande-
ren, ähnlichen Arbeit, mögliche Lohneinbussen, 
usw.) sind privatrechtlich zu regeln.
Gesundheitliche Beeinträchtigungen, die zu ei-
nem Ausschluss von der Nachtarbeit führen, sind 
entweder direkte gesundheitliche Auswirkungen 
der Nachtarbeit (z.B. chronische Schlafstörungen, 
Verdauungsstörungen etc.) oder andere Erkran-
kungen. Solche gesundheitlichen Störungen kön-
nen insbesondere nachts die Sicherheit und Leis-
tungsbereitschaft der betroffenen Person bzw. 
ihrer Umgebung gefährden. Der Ausschluss ist in 

jedem Fall eine ärztliche Entscheidung und bezieht 
die Arbeits- und individuelle Situation des Arbeit-
nehmer oder der Arbeitnehmerin mit ein.

Zu unterscheiden sind in diesem Umfeld zwei Fäl-
le:
Ein Arbeitnehmer bzw. eine Arbeitnehmerin er-
fährt im Rahmen ihres Anspruches auf medizini-
sche Untersuchung und Beratung (Art. 17c Abs. 
1 ArG), dass er bzw. sie für Nachtarbeit untaug-
lich ist. Da der Arbeitgeber über dieses Ergebnis 
nicht automatisch informiert wird, ist es am Ar-
beitnehmer bzw. an der Arbeitnehmerin, den Un-
tauglichkeitsbescheid dem Arbeitgeber bekannt 
zu geben. Ohne diese Information kann der Ar-
beitgeber keine Versetzung zu einer ähnlichen Ta-
gesarbeit prüfen und vornehmen. Informiert ein 
Arbeitnehmer oder eine Arbeitnehmerin den Ar-
beitgeber nicht, dann hat jener bzw. jene die Kon-
sequenzen einer möglichen Verschlechterung des 
Gesundheitszustandes durch nachtarbeitsbeding-
te Faktoren zu tragen.
Müssen sich Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerin-
nen obligatorisch medizinisch untersuchen und 
beraten lassen (Art. 17c Abs. 2 ArG), wird der Ar-
beitgeber durch den untersuchenden Arzt oder 
die untersuchende Ärztin über das Ergebnis ori-
entiert (Art. 45 Abs. 3 ArGV 1). Bei Untauglichkeit 
ist die Versetzung ohne weiteres zu prüfen und 
vorzunehmen, wenn die betrieblichen Verhältnis-
se das erlauben.
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 Untauglichkeit zur Nachtarbeit
Der Arbeitgeber hat den Arbeitnehmer, der aus gesundheitlichen Gründen zur Nachtarbeit untaug-
lich erklärt wird, nach Möglichkeit zu einer ähnlichen Tagesarbeit zu versetzen, zu der er tauglich ist.
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